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Erforderlich ist ein Vorgehen wie
bei der Verkehrssicherheit, für die
wir jährlich 3 Milliarden ausgeben.

WAS LÄUFT FALSCH?

Investitionen in die
Patientensicherheit
Gastkommentar
von DIETER CONEN und FELIX GUTZWILLER

Im Dezember 1999 ging ein Erdbeben durch die Medizin: Das
amerikanische Institute of Medicine publizierte ein Buch mit dem
Titel «Irren ist menschlich». Erstmals wurde dokumentiert, dass in
den USA medizinische Fehler bis zu 100 000 Todesfälle im Jahr
verursachten. Folgepublikationen aus anderen Ländern zeigten
ähnlicheResultate: In denGesundheitssystemen der «high-income
countries» fanden sich Fehlerraten mit Schadensfolge bei an die 16
Prozent aller Spitaleintritte, ein Viertel davon war tödlich. Jede
zweite bis dritte Schädigung wäre vermeidbar.

Das Verständnis über Sicherheitsdefizite und die Ursachen von
schlechter Qualität veränderte sich, denn die Probleme sind meist
systemisch bedingt. Die moderne Patientensicherheitsbewegung
begann.

Auch die Schweiz verfügt über ein hochstehendes Gesundheits-
wesen. Und doch: In Schweizer Spitälern sterben jährlich ge-
schätzte 700 bis 1700 Menschen aufgrund von Behandlungsfeh-
lern. Laut einer internationalen Befragung erlebte einer von zehn
Schweizern einen medizinischen Fehler oder Medikationsfehler.
Eine Vergleichsstudie der OECD zeigte, dass in der Schweiz bei
rund 12 von 100 000 chirurgischen Eingriffen ein Fremdkörper
vergessen wird. Der OECD-Durchschnitt liegt bei 5 solcher Fälle.

Bei den nosokomialen Infektionen gibt es ebenfalls noch viel zu
tun: Laut einer Prävalenzstudie von Swissnoso erkranken etwa 7,2
Prozent aller Spitalpatienten daran – dies sind jährlich 70 000

Patienten. Fehler im Zusammenhang mit Medikamenten verursa-
chen 7 Prozent aller Spitaleintritte. Obschon Fortschritte erzielt
wurden, bleiben viele Problemfelder ungelöst, wie z. B. diagnosti-
sche Fehler. Gleichzeitig entstehen neue Risiken, die v. a. auf die
steigende Komplexität zurückzuführen sind: Patienten werden
älter, ihre Bedürfnisse vielschichtiger, und sie leiden an mehreren
chronischen Krankheiten. Innovationszyklen verkürzen sich, und
Schnittstellen vervielfachen sich. Neue Behandlungsoptionen oder
Versorgungsformen beeinflussen die Behandlungsrisiken. Knappe
finanzielle Ressourcen üben weltweit Druck auf die Gesundheits-
budgets aus – mit Konsequenzen für die Patientensicherheit. Eine
neue USA-Studie belegt, dass dort «medizinische Fehler» weiter-
hin die dritthäufigste Todesursache sind.

Hierzulande engagiert sich Patientensicherheit Schweiz für
diese Thematik. Die Stiftung wurde gegründet, weil nur eine unab-
hängige Organisation die Patientensicherheit positiv beeinflussen
kann. Einfache Lösungen gibt es aber keine: Es braucht Analysen,
Forschung, Netzwerke und Überzeugungsarbeit. Interventionen
müssen mit den Leistungserbringern erarbeitet, getestet und in die
Praxis transferiert werden.

Mit der Vorlage «KVG. Stärkung von Qualität und Wirtschaft-
lichkeit» will der Bundesrat eine gesetzliche Basis schaffen, um im
bestehenden Kompetenznetzwerk Qualitätsprojekte zu fördern
und zu koordinieren – über einenZuschlag auf denKassenprämien
und eine Art «Advisory Board». Die ständerätliche Gesundheits-
kommission will nun nicht auf die Vorlage eintreten. Qualität sei
bereits geschuldet, es gebe Fördermöglichkeiten.

Gerade aber die Patientensicherheit erfordert ein Vorgehenwie
bei der Verkehrssicherheit, für welche wir jährlich 3 Milliarden
Franken ausgeben. Ohne die Vorlage fehlen der Rahmen, klare
Vergabeprozesse und eine beständige Finanzierungsregelung.
Engagierte Organisationen stehen so kurz vor dem Aus. Bisherige
Investitionen werden zunichtegemacht. Die Schweiz hat aber
Handlungsbedarf bei der Patientensicherheit, es braucht deshalb
eine Stärkung der Qualität im KVG. Sonst setzen wir weiterhin
viele Menschenleben aufs Spiel.

Dieter Conen ist Präsident der Stiftung Patientensicherheit Schweiz und
ehemaliger Chefarzt Innere Medizin Kantonsspital Aarau, Felix Gutzwiller
ehemaliger National- und Ständerat und Sozial- und Präventivmediziner.

In der Rubrik «Was läuft falsch?» beschreiben in den kommenden
Wochen Verbände und Organisationen, was sich ihrer Meinung nach
in der Schweiz ändern müsste.
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KORRIGENDUM
zz. In der Grafik zum Abstimmungs-
ergebnis der kommunalen Volksinitia-
tive «Schaffe und Wohne z Winterthur»
sind die Ja- und Nein-Anteile verwech-
selt worden (NZZ 6. 6. 16). Die Initia-
tive ist – wie im Text korrekt wiederge-
geben – mit einem Nein-Anteil von 71
Prozent gescheitert.

Keine Zerstörung
der Landschaft

Das Bundesinventar von Landschaften
und Naturdenkmälern von nationaler
Bedeutung (BLN) geht auf eine Initia-
tive der Elektrizitätswirtschaft zurück.
Es waren die 1950er und 1960er Jahre,
als die «weisse Kohle» genannten Was-
serkräfte im grossen Stil für die Produk-
tion von Elektrizität ausgebaut wurden.
Die grossen Elektrizitätsgesellschaften
forderten die Vereinigungen des Natur-
und Heimatschutzes auf, jene Gebiete
zu bezeichnen, die aus Gründen des
Landschaftsschutzes unangetastet blei-
ben sollten. Man wollte so einen Klein-
krieg an allen Fronten vermeiden und
klare Prioritäten setzen.

ImNatur- undHeimatschutzgesetz ist
der Grundsatz verankert, dass Land-
schaften und Naturdenkmäler bei Kon-
flikten «in bestmöglicherWeise geschont
werden und, wo das allgemeine Interesse
überwiegt, ungeschmälert erhalten blei-
ben». Dieser Grundsatz gilt insbeson-
dere für Landschaften von nationaler
Bedeutung, also solche des BLN-Inven-
tars. Er hat sich bewährt. Es ist kein ein-
ziger Fall bekannt, wo deswegen ein
volks- und energiewirtschaftlich wichti-
ges Projekt nicht hätte realisiert werden
können.DasGegenteil ist der Fall: Diese
Landschaften haben heute auch volks-
wirtschaftlich einen unschätzbarenWert,
und sie sind ein touristisches Aushänge-
schild. – Nun hat der Ständerat entgegen
der vorberatenden Kommission Urek
eine fatale Bestimmung ins neue Ener-
giegesetz eingefügt (NZZ 1. 6. 16). Dar-
nach hat die Nutzung erneuerbarer
Energien automatisch nationale Bedeu-
tung.Konkret heisst das, dass derGrund-
satz der ungeschmälerten Erhaltung von
Landschaften von nationaler Bedeutung
ausgehebelt wird. Die Abwägung zwi-
schen landschaftsschützerischen und
energetischen Interessen wird damit
auch in BLN-Gebieten zuungunsten von
Natur und Landschaft verschoben, auch
wenn hinter einem Wasserkraftwerk-
oder Windparkprojekt wegen der kos-
tendeckenden Einspeisevergütung oft
nur finanzielle Interessen und jene einer
mächtigen Baulobby stecken. Will man
vermeiden, dass landschaftliche Kost-
barkeiten für ein energetisches Linsen-
gericht geopfert werden, bleibt nur noch,
das Referendum gegen das neue Ener-
giegesetz zu ergreifen.

Hans Weiss, Bern
Geschäftsleiter der Stiftung Landschafts-

schutz Schweiz von 1970 bis 1992

Der Niedergang
der Sozialdemokratie
Sehr lesenswert finde ich Peter Rásonyis
(NZZ21. 5. 16)Betrachtungen zumNie-
dergang der sozialdemokratischen Par-
teien. Aus demBeitrag geht hervor, dass
man vielleicht eine Weile von alten,
auch schwer errungenen Erfolgen zeh-
ren kann, aber nicht zu lange. Moderni-
sierung ist angesagt, wie beispielsweise

auch im Tourismus, weil sich Kunden-
wünsche ändern und Anpassungen da-
her notwendig sind, um erfolgreich zu
bleiben. So gesehen gab und gibt es zu
viel Nostalgie und zu wenig Investitio-
nen in die Zukunft. Die Menschen wol-
len Sicherheit und Wohlstand und
«Chancen nach oben» haben. Da reicht
es nicht, wenn relativ kleine Gruppen,
über Gewerkschaften vermittelt, Ver-
besserungen erfahren.

Wird die Basis kleiner, wird der
Machterhalt umso wichtiger. Die bes-
sere Alternative wären Initiativen, die
man kommunizieren kann und auch um-
setzen will, ohne Rücksicht auf die Ver-
letzung einzelner Gruppeninteressen.
Vor allem sollten ganzheitliche Sicht-
weisen Platz greifen, nicht Wirtschaft
gegen Arbeitnehmer, sondern mehr
Wirtschaftsbelebung, mehr Bildung für
mehr Arbeitsplätze und mehr Förde-
rung von Vielfalt anstelle zentralisti-
scher Vorgaben.

Karl Brunner, A-Klagenfurt

Zuwanderung: mehr
Hol- als Bringschuld
Schön und blumig klingt es im lehrbuch-
haften Gastkommentar des Zürcher
Rechtsanwalts Atilay Ileri (NZZ
28. 5. 16) aus einem sozialromantisch
verklärten Zürcher Goldkokon heraus,
doch die Realität der Zahl anerkannter
Asylbewerber und anderweitiger quan-
titativer und qualitativer Migrations-
ströme spricht eine andere Sprache,
auch wenn dies Atilay Ileri nicht gefal-
len wird. Offensichtlich vermag er dies
nicht zu erkennen, wenn er für Europa
und insbesondere für die Schweiz an
eine wie auch immer eigendefinierte
undwenig real reflektierte Rechtspflicht
zur Wegbereitung für Zuwanderer, zu
deren Aufnahme und Wohlstandsteil-
habe gemahnt.

Dass Zuwanderung beim «Betroffe-
nen» unweigerlich zu einem inneren wie
äusseren Paradigmenwechsel führen
muss, erkennt er durchaus richtig, ist
dies doch das oberste Gebot von erfolg-
reicher und gewollter Anpassung an ein
bestehendes Rechts-, Sprach- und Wer-
tesystem. Dass dies aber unter jederzei-
tiger Beachtung der Vorgaben des Gast-
geberlandes eben auch vom Zuwande-
rer gewollt, verinnerlicht und als Hol-
schuld verstanden werden muss, wird im
Gastkommentar geflissentlich kleinge-
redet und zu einer Bringschuld des
Gastgeberlandes erklärt. Allein die bei-
spielsweise bestehenden Parallelgesell-
schaften in Kleinbasel seien hierfür pla-
kativ als Negativbeispiel aufgeführt.
Der Gastkommentar endet, wie er be-
ginnt, im sozialromantisch Nebulösen,
das einen an die Initiative zum bedin-
gungslosen Grundeinkommen erinnert.

Frank David Braun, Arlesheim

Gesundheitsschutz
für Arbeitnehmer
Die Feststellung in der NZZ (30. 5. 16)
stimmt: «Bei vielen Arbeitsplätzen im
Dienstleistungssektor wird derzeit rou-
tinemässig das Arbeitsgesetz gebro-
chen.» Dies trifft gemäss der Erfahrung
unserer Mitglieder auch bei industriel-
len und handwerklichen Betrieben zu.
Die Zielrichtung der zitierten Allianz,
die Arbeitszeiten «völlig frei» zu geben,
erscheint wie eine Resignation vor der

normativen Kraft des Faktischen. Doch
die Arbeitszeit ist nicht geregelt, weil es
einem zu fürsorglichen Staatswesen nun
einmal gerne gefällt zu regulieren. Diese
Regulierung ist ein zentrales Instrument
des betrieblichen Gesundheitsschutzes.
Die Banken scheinen diese Erkenntnis
schon aufgenommen zu haben, denn sie
beteiligen sich nicht an der zitierten
Allianz. Das erstaunt uns nicht ange-
sichts der Ergebnisse einer vertieften
Untersuchung in dieser Branche zur
«Vertrauensarbeitszeit». Eine der Fest-
stellungen: «Eine regelmässige Kom-
pensation der Überstunden ist begrüs-
senswert, da lange Arbeitszeiten die Er-
holungszeiten bzw. die Work-Life-Ba-
lance stören und langfristig zu Gesund-
heitsproblemen führen können.»

Es ist schon seltsam, dass gewisse
Kreise einen völligen Verzicht auf Ar-
beitszeitregistrierung und Höchstgren-
zen immer wieder fordern, gleichzeitig
aber die Zunahme der Fälle vonDepres-
sion, Angststörungen und Burn-out in
der Arbeitswelt unbestritten ist. Gut
qualifizierte Kader und hochmotivierte
Fachkräfte neigen als quasi-autonome
Hochleistungserbringer dazu, ihre eige-
nen gesundheitlichen Grenzen dauernd
zu reizen und zu überschreiten. Die Kos-
ten für die Gesundheitsfolgen solcher
Selbstgefährdung hat im Moment die
Allgemeinheit der Krankenversicherten
zu tragen. Konsequent wäre es von der
zitierten Allianz, ihren Vorstoss für die
«Befreiung der Arbeitszeiten» zu ver-
binden mit einer Initiative zur Integra-
tion der psychischen Folgen entfesselter
Arbeitszeiten in die Liste der Berufs-
krankheiten.

Klaus Stadtmüller, Rotkreuz
Präsident Schweizerische Gesellschaft

für Arbeitsmedizin

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten um Verständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bevorzugt; die
Redaktion behält sich vor, Manu-
skripte zu kürzen. Jede Zuschrift
an die Redaktion Leserbriefe muss
mit der vollständigen Postadresse
des Absenders versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach, 8021 Zürich
E-Mail: leserbriefe nzz.ch

Heidi Webers
Verdienste würdigen
Es wäre an der Zeit, unter die Ge-
schichte um das Corbusier-Haus in
Zürich endlich einen Schlussstrich zu
ziehen und der mittlerweile 89-jährigen
Heidi Weber für ihre Verdienste um das
von ihr als Bauherrin initiierte und wäh-
rend 50 Jahren betriebene berühmte
Corbusier-Haus an der Höschgasse den
Kulturpreis der Stadt Zürich zu verlei-
hen (NZZ 31. 5. 16). Warum ist man bis-
her nicht auf diese Idee gekommen?
Ohne Heidi Weber gäbe es dieses Juwel
der Architektur nicht, und es bleibt un-
trennbar mit ihrem und Corbusiers
Namen verbunden.

Ingrid Isermann, Zürich


